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Bundesrat stimmt Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz zu

Der Bundesrat hat am 16. September 2022 einer Regierungsverordnung 
zugestimmt, die mittelfristig Gebäudeeigentümern und Unternehmen 
wirksame Maßnahmen zur Sicherung der Energieversorgung in der ak-
tuellen Gaskrise vorgibt. Ziel ist es, unnötigen Energieverbrauch zu ver-
meiden und eine Mangelsituation zu verhindern.
Die Verordnung verpflichtet Gebäudeeigentümer und -eigentümerinnen 
in den nächsten beiden Jahren, Maßnahmen zur Verbesserung erdgas-
betriebener Heizungsanlagen in ihren Gebäuden zu treffen. Sie müssen 
unter anderem ihre Heizungseinstellungen prüfen und ggf. optimieren. 
Gaszentralheizungen in größeren Gebäuden müssen hydraulisch ab-
geglichen, technisch veraltete, ineffiziente Heizungspumpen ausge-
tauscht werden.
Unternehmen sind verpflichtet, solche Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz unverzüglich umzusetzen, die im Rahmen von Energie- 
und Umweltmanagementsystemen sowie Energieaudits als wirtschaft-
lich identifiziert wurden. Die Wirtschaftlichkeit ist dann gegeben, wenn 
sich – begrenzt auf einen Zeitraum von höchstens 15 Jahren – bei der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nach maximal 20 % der Nutzungsdauer 
ein positiver Kapitalwert ergibt. Die Pflichten gelten nicht für Unterneh-
men, deren Gesamtenergieverbrauch innerhalb der letzten drei Jahre im 
Durchschnitt weniger als 10 Gigawattstunden pro Jahr betrug.
Die Verordnung ist bereits am 1. Oktober 2022 in Kraft getreten und 
wird mit Ablauf des 30. September 2024 automatisch wieder außer 
Kraft treten.

Erleichterter Zugang zum  
Kurzarbeitergeld verlängert 

Die aktuell bestehenden Zugangserleichterungen für das Kurzarbeiter-
geld wurden um drei Monate verlängert. Sie gelten nun über den 30. 
September hinaus bis Ende 2022. Das hat das Bundeskabinett beschlos-
sen. Konkret geregelt ist damit, dass: 
• �Kurzarbeitergeld nach wie vor bereits gezahlt werden kann, wenn 

mindestens 10 % statt regulär ein Drittel der Beschäftigten von einem 
Entgeltausfall betroffen sind,

• �Beschäftigte keine Minusstunden vor dem Bezug von Kurzarbeiter-
geld aufbauen müssen.

Die Regelungen zum Kurzarbeitergeld wären zum 30.9.2022 ausge-
laufen. Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine wirkt sich jedoch 
weiterhin auf die deutsche Wirtschaft aus. Es drohen weitere Störungen 
in den Lieferketten und Versorgungsengpässe beim Gas. Das sorgt für 
Unsicherheiten bei vielen Unternehmen und Beschäftigten.
Die Verlängerung der vereinfachten Zugangsvoraussetzungen zum Kurz-

arbeitergeld verschafft den Betrieben Planungssicherheit und trägt zur 
Stabilisierung des Arbeitsmarkts bei. Mit der Verordnung soll sicherge-
stellt werden, dass auch über den 30.9.2022 hinaus Beschäftigungsver-
hältnisse aufrechterhalten sowie Arbeitslosigkeit und gegebenenfalls 
Insolvenzen vermieden werden.
Das Bundeskabinett hat zudem eine Formulierungshilfe für einen vom 
Deutschen Bundestag einzubringenden Gesetzentwurf beschlossen. 
Ziel ist es die Bundesregierung in die Lage zu versetzen, auch nach 
dem 30.9.2022 Sonderregelungen für das Kurzarbeitergeld im Wege 
einer Verordnung umfassend und kurzfristig erlassen zu können. Die 
Verordnungsermächtigung soll bis 30.6.2023 gelten.

Steuerfreie  
Inflationsausgleichsprämie 

Die Bundesregierung hat am 28.9.2022 die Steuerbefreiung von 
freiwillig gezahlten Inflationsausgleichssonderzahlungen durch 
Arbeitgeber von bis zu 3.000 € beschlossen. Der Neuregelung zu-
folge sollen Arbeitgeber Leistungen zur Abmilderung der Inflation 
bis zu einem Betrag von 3.000 € steuerfrei an ihre Arbeitnehmer 
gewähren können als sog. Inflationsausgleichsprämie. Hierbei soll 
es sich um einen steuerlichen Freibetrag handeln, der unabhängig 
davon gilt, ob die Leistungen in Form von Zuschüssen oder Sach-
bezügen gewährt werden. Die Regelung ist zeitlich befristet. 
An den Zusammenhang zwischen Leistung und Preissteigerung 
sollen keine besonderen Anforderungen gestellt werden. Es genügt, 
wenn der Arbeitgeber bei Gewährung der Leistung in beliebiger 
Form (zum Beispiel durch entsprechenden Hinweis auf dem Über-
weisungsträger im Rahmen der Lohnabrechnung) deutlich macht, 
dass diese im Zusammenhang mit der Preissteigerung steht.
Mit einer Ergänzung der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung 
soll sichergestellt werden, dass diese Inflationsausgleichsprämie bei 
Beziehern von Leistungen nach dem SGB II nicht als Einkommen 
berücksichtigt wird, um die steuerliche Privilegierung auch im SGB 
II nachzuvollziehen.
Die Neuregelung soll für Arbeitgeberleistungen gelten, die zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn im Zeitraum vom Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes bis zum 31.12.2024 gewährt 
werden.
Eingefügt wurde die geplante Steuerbefreiung des § 3 Nr. 11 c 
EStG (neu) in den Entwurf eines Gesetzes zur temporären Senkung 
des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz, 
welches am 30. September vom Bundestag verabschiedet wurde. 
Eine Zustimmung des Bundesrates war nicht erforderlich; es handelt 
sich um ein sog. Einspruchsgesetz.			 
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